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D
er Verfassungsge-
richtshof hat in sei-
ner Herbstsession die 
Beschwerden von Zei-
tungs- und Zeitschrif-

tenverlagen bzw. Radiostationen 
gegen die Werbeabgabe abge-
lehnt. 

Es liegt im rechtspolitischen 
Gestaltungsspielraum des Ge-
setzgebers, für Werbung im In-
ternet anders als für Werbung 
in Printmedien oder Radio keine 
Werbeabgabe einzuheben. Wört-
lich hält der VfGH fest: „Dem 

Gesetzgeber kann nicht entge-
gengetreten werden, wenn er 
Online-Werbung, die in erhebli-
chem Ausmaß durch Werbeleis-
ter vom Ausland aus erbracht 
wird, in Anbetracht der vom 
Werbeabgabegesetz erfassten 
Steuertatbestände im Rahmen 
seines rechtspolitischen Gestal-
tungsspielraumes nicht in die 
Abgabepflicht nach dem Werbe-
abgabegesetz 2000 einbezieht.

Beim VÖZ hat das Urteil natur-
gemäß alles andere als Freuden-
sprünge verursacht. medianet 
sprach mit VÖZ-Geschäftsführer 
Gerald Grünberger.

medianet: Herr Grünberger, 
Online-Werbung bleibt weiter-
hin von der Werbeabgabe aus-
genommen. Wie überraschend 
war das Urteil für Sie?
Gerald Grünberger: Die große 
Mehrzahl aller Beschwerden 
an den Verfassungsgerichtshof 
wird abgewiesen, insbeson-
dere im Abgabenrecht ist der 
Verfassungsgerichtshof sehr 
zurückhaltend, den Gesetzge-
ber zu korrigieren. Das war uns 
stets bewusst, wir hatten und 
haben aber gute Argumente, die 
von vielen Juristen geteilt wer-
den. Wie wenig sich der Verfas-

sungsgerichtshof mit der von 
uns ausführlich aufbereiteten 
Ungleichbehandlung inhalt-
lich befasst hat, war allerdings 
überraschend. Im Ergebnis sind 
höchstgerichtliche Entschei-
dungen grundsätzlich zu res-
pektieren, auch wenn die sehr 
knappe Begründung inhaltlich 
schwer nachvollziehbar ist.

Offenbar sieht der Verfas-
sungsgerichtshof die Rechtfer-
tigung für die Privilegierung der 
Online-Werbung darin, dass die-
se in erheblichem Ausmaß vom 
Ausland aus erbracht wird – 
also insbesondere durch Google 
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„Sie benachteiligt alle 
außer Online“
Vor allem der VÖZ ist wenig erfreut über die weitere Ungleichbehandlung 
der Mediengattungen bei der Frage der Werbeabgabe.
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